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248 . Bundesgesetz über evangelisch-theologi-
sche Studienrichtungen

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. ABSCHNITT

Allgemeine Bestimmungen

Grundsätze und Ziele

§ 1. Das Studium der evangelischen Theologie
dient im Sinne des Bundesgesetzes über äußere
Rechtsverhältnisse der Evangelischen Kirche, BGBl.
Nr. 182/1961, und des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes (AHStG), BGBl. Nr. 177/1966, in
der jeweils geltenden Fassung, der wissenschaftli-
chen Berufsvorbildung der Theologen, vor allem des
geistlichen Nachwuchses für die Evangelische
Kirche, der wissenschaftlichen Berufsfortbildung
der Absolventen, der Entwicklung der theologi-
schen Wissenschaft, der Heranbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses und Aufgaben, die im
Zusammenwirken mehrerer Wissenschaften bewäl-
tigt werden.

Gliederung

§ 2. (1) Folgende ordentliche Studien sind
einzurichten:

1. das Diplomstudium der fachtheologischen
Studienrichtung als wissenschaftliche Berufs-
vorbildung vor allem des geistlichen Nach-
wuchses für das mit dem Schulunterricht

verbundene Pfarramt der Evangelischen Kir-
che in Österreich und als Grundstudium für
das Doktoratsstudium,

2. das Diplomstudium der kombinierten reli-
gionspädagogischen Studienrichtung als wis-
senschaftliche Berufsvorbildung für das Lehr-
amt aus evangelischer Religion an höheren
Schulen,

3. Erweiterungsstudien,
4. das Doktoratsstudium der evangelischen

Theologie.

(2) Das Diplomstudium der fachtheologischen
Studienrichtung erfordert die Inskription von zehn
Semestern und ist in zwei Studienabschnitte
gegliedert; der erste Studienabschnitt umfaßt fünf
Semester und schließt mit der ersten Diplomprü-
fung, der zweite Studienabschnitt umfaßt fünf
Semester und schließt mit der zweiten Diplomprü-
fung.

(3) Das Diplomstudium der kombinierten reli-
gionspädagogischen Studienrichtung erfordert die
Inskription von neun Semestern und ist in zwei
Studienabschnitte gegliedert; der erste Studienab-
schnitt umfaßt vier Semester und schließt mit der
ersten Diplomprüfung, der zweite Studienabschnitt
umfaßt fünf Semester und schließt mit der zweiten
Diplomprüfung.

Akademische Grade

§ 3. (1) Absolventen der Diplomstudien ist der
akademische Grad „Magister der Theologie",
lateinische Bezeichnung „Magister theologiae",
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Absolventinnen der Diplomstudien ist der akademi-
sche Grad „Magistra der Theologie", lateinische
Bezeichnung „Magistra theologiae", abgekürzt
jeweils „Mag. theol.", zu verleihen.

(2) Absolventen des Doktoratsstudiums ist der
akademische Grad „Doktor der Theologie",
lateinische Bezeichnung „Doctor theologiae", Ab-
solventinnen des Doktoratsstudiums ist der akade-
mische Grad „Doktorin der Theologie", lateinische
Bezeichnung „Doctor theologiae", abgekürzt je-
weils „Dr. theol.", zu verleihen.

2. ABSCHNITT

Diplomstudium der fachtheologischen
Studienrichtung

Erster Studienabschnitt

§ 4. Der erste Studienabschnitt hat der Einfüh-
rung in die Methoden wissenschaftlichen Arbeitens,
in die theologischen und philosophischen Grundla-
gen der Pflichtfächer sowie der Vermittlung
ergänzender Kenntnisse, insbesondere der griechi-
schen und der hebräischen Sprache, zu dienen.

Erste Diplomprüfung

§ 5. (1) Die erste Diplomprüfung ist eine
Gesamtprüfung in Form von Teilprüfungen durch
Einzelprüfer. Die Teilprüfungen der ersten Diplom-
prüfung sind nach Wahl des Kandidaten entweder
mündlich oder schriftlich abzulegen.

(2) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur
ersten Diplomprüfung sind:

1. die Kenntnis der lateinischen, der griechischen
und der hebräischen Sprache; die Sprach-
kenntnis ist entweder durch das Zeugnis einer
höheren Schule oder durch das Reifezeugnis
oder durch das Zeugnis über eine Zusatzprü-
fung zur Reifeprüfung oder durch die an einer
Universität oder anerkannten ausländischen
Hochschule abgelegte Ergänzungsprüfung
nachzuweisen,

2. die erfolgreiche Teilnahme an den im
Studienplan vorgeschriebenen Proseminaren
und Übungen aus dem jeweiligen Teilprü-
fungsfach (einschließlich der gegebenenfalls
geforderten schriftlichen Leistungen),

3. die Zulassung zur letzten Teilprüfung setzt
überdies die erfolgreiche Teilnahme an den
übrigen im Studienplan vorgeschriebenen
Proseminaren, Übungen, Praktika und Exkur-
sionen (einschließlich der gegebenenfalls ge-
forderten schriftlichen Leistungen) sowie die
Inskription von fünf oder der gemäß § 14
Abs. 8 AHStG reduzierten Anzahl von einre-
chenbaren Semestern voraus und darf frühe-
stens am Ende des entsprechenden Semesters
erfolgen.

§ 6. (1) Die Prüfungsfächer der ersten Diplom-
prüfung sind:

1. Altes Testament (Exegese und Einleitung),
2. Neues Testament (Exegese und Einleitung),
3. Kirchengeschichte.

(2) Der Kandidat hat das Grundwissen aus diesen
Fächern nachzuweisen.

Zweiter Studienabschnitt

§ 7. (1) Der zweite Studienabschnitt hat dem
vertieften Studium der Pflichtfächer und dem
Studium der Wahl- und Freifächer zu dienen.

(2) Der Studierende hat im Laufe des zweiten
Studienabschnittes eine Diplomarbeit vorzulegen.
Die Diplomarbeit ist eine schriftliche, selbständig
auszuarbeitende Hausarbeit über ein Thema aus
einem der Prüfungsfächer nach Wahl des Kandida-
ten.

Zweite Diplomprüfung

§ 8. (1) Die zweite Diplomprüfung ist eine
Gesamtprüfung, die als kommissionelle Prüfung in
zwei Teilen abgelegt wird. Der Kandidat hat in
dieser Prüfung vertiefte Kenntnisse aus den
Prüfungsfächern, insbesondere aus dem Fach, dem
die Diplomarbeit zugehört, sowie sein Gesamtver-
ständnis der Theologie im Rahmen einzelner
Prüfungsfächer nachzuweisen.

(2) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur
zweiten Diplomprüfung sind:

1. die bestandene erste Diplomprüfung,
2. die erfolgreiche Teilnahme an den im

Studienplan vorgeschriebenen Seminaren und
Übungen aus den Fächern des jeweiligen Teils
der Prüfung (einschließlich der gegebenenfalls
geforderten schriftlichen Leistungen), zum
zweiten Teil der Prüfung auch am Hochschul-
lehrgang zur Fortbildung für Studierende und
Absolventen der fachtheologischen Studien-
richtung,

3. die Approbation der Diplomarbeit,
4. die Inskription von mindestens fünf oder der

gemäß § 14 Abs. 8 AHStG reduzierten Anzahl
von in den zweiten Studienabschnitt dieser
Studienrichtung einrechenbaren Semestern.

§ 9. (1) Der erste Teil der zweiten Diplomprüfung
umfaßt folgende Prüfungsfächer:

1. Altes Testament (Exegese, Geschichte, Theo-
logie),

2. Neues Testament (Exegese, Geschichte, Theo-
logie),

3. Kirchengeschichte (Dogmengeschichte),
4. ein weiteres Fach nach Wahl des Kandidaten

(aus den im Studienplan angeführten Wahlfä-
chern nach Maßgabe des Lehrangebots der
Evangelisch-theologischen Fakultät).
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(2) Der zweite Teil der zweiten Diplomprüfung
umfaßt folgende Prüfungsfächer:

1. Systematische Theologie (Philosophie, Dog-
matik, Ethik, Symbolik),

2. Praktische Theologie,
3. Religionspädagogik,
4. Kirchenrecht.

(3) In jedem der beiden Teile ist die Prüfung aus
einem Prüfungsfach nach Wahl des Kandidaten
schriftlich durch eine Klausurarbeit abzulegen, die
Prüfungen aus den verbleibenden Prüfungsfächern
erfolgen mündlich.

(4) Im Fach Praktische Theologie ist weiters eine
schriftliche, in Form einer Hausarbeit abzufassende
Predigt auszuarbeiten. Die dafür vorgesehene Frist
ist im Studienplan zu bestimmen.

(5) Die Klausurarbeiten und die Predigt sind vom
jeweiligen Prüfungssenat kommissionell zu beurtei-
len.

(6) Die Diplomarbeit, die Predigt und die
Klausurarbeiten sind vor ihrer kommissionellen
Beurteilung der Evangelischen Kirchenleitung zur
Einsicht und Stellungnahme zuzuleiten.

(7) Zum mündlichen Teil der zweiten Diplom-
prüfung und zu den Beratungen über ihr Ergebnis
sind jeweils zwei geistliche Vertreter der Evangeli-
schen Kirchenleitung, und zwar einer für jedes
Bekenntnis, einzuladen. Diese Vertreter haben das
Recht, eine Frage an jeden Kandidaten ihres
Bekenntnisses zu stellen und sich in der anschließen-
den Beratung zu äußern. Entsendet die Evangeli-
sche Kirchenleitung keine Vertreter, so sind die
abgelegten Prüfungen dennoch gültig.

3. ABSCHNITT

Diplomstudium der kombinierten religionspädago-
gischen Studienrichtung

Kombination

§ 10. (1) Die religionspädagogische Studienrich-
tung ist als erste Studienrichtung mit einer zweiten
Studienrichtung gemäß § 2 Abs. 5 des Bundesgeset-
zes über geisteswissenschaftliche und naturwissen-
schaftliche Studienrichtungen, BGBl. Nr. 326/1971,
in der jeweils geltenden Fassung, und mit der
pädagogischen Ausbildung für Lehramtskandidaten
zu kombinieren und hat zum Lehramt für
evangelische Religion an höheren Schulen zu
führen.

(2) Eine Kombination mit den religionspädagogi-
schen Studienrichtungen nach dem Bundesgesetz
über katholisch-theologische Studienrichtungen,
BGBl. Nr. 293/1969, in der jeweils geltenden
Fassung, ist unzulässig.

(3) Die Studienpläne sind so zu erstellen, die
Lehrveranstaltungen so einzurichten und der

Lehrstoff so zu bemessen, daß die ordentlichen
Hörer die kombinierte religionspädagogische Stu-
dienrichtung mit einer zweiten Studienrichtung an
einer anderen Fakultät, Universität oder Hoch-
schule künstlerischer Richtung innerhalb der
vorgeschriebenen Studiendauer abzuschließen ver-
mögen. Die in der Studienordnung festzusetzende
Gesamtstundenzahl für alle Pflicht- und Wahlfä-
cher darf nicht größer sein als die Hälfte der für die
fachtheologische Studienrichtung festzusetzenden;
eine verschiedene Gewichtung der Prüfungsfächer
ist zulässig.

Erster Studienabschnitt

§ 11. Der erste Studienabschnitt hat der Einfüh-
rung in die Methoden wissenschaftlichen Arbeitens,
in die theologischen Grundlagen und in die
Religionspädagogik sowie der Vermittlung ergän-
zender Kenntnisse, insbesondere der griechischen
Sprache, zu dienen.

Erste Diplomprüfung

§ 12. (1) Die erste Diplomprüfung ist eine
Gesamtprüfung in Form von Teilprüfungen durch
Einzelprüfer. Die Teilprüfungen der ersten Diplom-
prüfung sind nach Wahl des Kandidaten entweder
mündlich oder schriftlich abzulegen.

(2) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur
ersten Diplomprüfung sind:

1. die Kenntnis der lateinischen und der
griechischen Sprache sowie der Besuch der an
der Fakultät eingerichteten Lehrveranstaltung
über die Einführung in die hebräische Sprache;
die Kenntnis der lateinischen und der
griechischen Sprache ist entweder durch das
Zeugnis einer höheren Schule oder durch das
Reifezeugnis oder durch das Zeugnis über eine
Zusatzprüfung zur Reifeprüfung oder durch
die an einer Universität oder anerkannten
ausländischen Hochschule abgelegte Ergän-
zungsprüfung nachzuweisen,

2. die erfolgreiche Teilnahme an den im
Studienplan vorgeschriebenen Proseminaren
und Übungen aus dem jeweiligen Teilprü-
fungsfach (einschließlich der gegebenenfalls
geforderten schriftlichen Leistungen),

3. die Zulassung zur letzten Teilprüfung setzt
überdies die erfolgreiche Teilnahme an den
übrigen im Studienplan vorgeschriebenen
Proseminaren, Übungen und Praktika (ein-
schließlich der gegebenenfalls geforderten
schriftlichen Leistungen) sowie die Inskription
von vier oder der gemäß § 14 Abs. 8 AHStG
reduzierten Anzahl von einrechenbaren Seme-
stern voraus und darf frühestens am Ende des
entsprechenden Semesters erfolgen.



2424 95. Stück — Ausgegeben am 16. April 1993 — Nr. 248

§ 13. Die Prüfungsfächer der ersten Diplomprü-
fung sind:

1. Altes Testament (Einleitung, Exegese, ohne
Hebräisch),

2. Neues Testament (Einleitung und Exegese),
3. Kirchengeschichte.

Zweiter Studienabschnitt

§ 14. (1) Der zweite Studienabschnitt hat dem
vertieften Studium der Pflichtfächer und dem
Studium der Wahl- und Freifächer unter Ausrich-
tung auf eine pädagogische Tätigkeit und den
Unterricht zu dienen.

(2) Der Studierende hat im Laufe des zweiten
Studienabschnittes eine Diplomarbeit vorzulegen.
Die Diplomarbeit ist eine schriftliche, selbständig
auszuarbeitende Hausarbeit über ein Thema aus
einem der Prüfungsfächer nach Wahl des Kandida-
ten, doch ist das Thema stets auch unter
religionspädagogischem Gesichtspunkt zu behan-
deln.

Zweite Diplomprüfung

§ 15. (1) Die zweite Diplomprüfung ist eine
Gesamtprüfung, die als kommissionelle Prüfung in
zwei Teilen abgelegt wird. Der Kandidat hat in
dieser Prüfung vertiefte Kenntnisse aus den
Prüfungsfächern, insbesondere aus dem Fach, dem
die Diplomarbeit zugehört, sowie sein Gesamtver-
ständnis der Theologie im Rahmen einzelner
Prüfungsfächer nachzuweisen.

(2) Die Voraussetzungen für die Zulassung zur
zweiten Diplomprüfung sind:

1. die bestandene erste Diplomprüfung,
2. die erfolgreiche Teilnahme an den im

Studienplan vorgeschriebenen Seminaren und
Übungen aus den Fächern des jeweiligen Teils
der Prüfung (einschließlich der gegebenenfalls
geforderten schriftlichen Leistungen) und am
Schulpraktikum,

3. die Approbation der Diplomarbeit,
4. die Inskription von mindestens fünf oder der

gemäß § 14 Abs. 8 AHStG reduzierten Anzahl
von in den zweiten Studienabschnitt einre-
chenbaren Semestern.

§ 16. (1) Der erste Teil der zweiten Diplomprü-
fung umfaßt folgende Prüfungsfächer:

1. Altes Testament (Exegese, Geschichte, Theo-
logie),

2. Neues Testament (Exegese, Geschichte, Theo-
logie),

3. Kirchengeschichte (Dogmengeschichte),
4. ein weiteres Fach nach Wahl des Kandidaten

(aus den im Studienplan angeführten Wahlfä-
chern nach Maßgabe des Lehrangebots der
Evangelisch-theologischen Fakultät).

(2) Der zweite Teil der zweiten Diplomprüfung
umfaßt folgende Prüfungsfächer:

1. Systematische Theologie (Philosophie, Dog-
matik, Ethik, Symbolik),

2. Praktische Theologie,
3. Religionspädagogik,
4. Kirchenrecht.

(3) In jedem der beiden Teile ist die Prüfung aus
einem Prüfungsfach nach Wahl des Kandidaten
schriftlich durch eine Klausurarbeit abzulegen, die
Prüfungen aus den verbleibenden Prüfungsfächern
erfolgen mündlich.

(4) Die Klausurarbeiten sind vom jeweiligen
Prüfungssenat kommissioneil zu beurteilen.

(5) Die Diplomarbeit und die Klausurarbeiten
sind vor ihrer kommissionellen Beurteilung der
Evangelischen Kirchenleitung zur Einsicht und
Stellungnahme zuzuleiten.

(6) Zum mündlichen Teil der zweiten Diplom-
prüfung und zu den Beratungen über ihr Ergebnis
sind jeweils zwei geistliche Vertreter der Evangeli-
schen Kirchenleitung, und zwar einer für jedes
Bekenntnis, einzuladen. Diese Vertreter haben das
Recht, eine Frage an jeden Kandidaten ihres
Bekenntnisses zu stellen und sich in der anschließen-
den Beratung zu äußern. Entsendet die Evangeli-
sche Kirchenleitung keine Vertreter, so sind die
abgelegten Prüfungen dennoch gültig.

4. ABSCHNITT

Studienrichtungswechsel und Erweiterungsstudien

Wechsel der Studienrichtung

§ 17. Ordentliche Hörer, die im zweiten Studien-
abschnitt die Studienrichtung (§ 2 Abs. 1 Z 1 und 2)
wechseln, haben bis zur Anmeldung zur zweiten
Diplomprüfung die ihnen fehlenden Prüfungsteile
der ersten Diplomprüfung abzulegen.

Erweiterungsstudien

§ 18. Für die Erweiterungsstudien gilt § 12 des
Bundesgesetzes über geisteswissenschaftliche und
naturwissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 326/1971, in der jeweils geltenden Fassung. Die
Bestimmung des § 10 Abs. 2 gilt sinngemäß.

5. ABSCHNITT

Doktoratsstudium

§ 19. (1) Das Doktoratsstudium hat der wissen-
schaftlichen Weiterbildung des Absolventen des
Diplomstudiums unter besonderer Ausrichtung auf
ein theologisches Spezialgebiet unter Berücksichti-
gung der theoretischen Grundlagen der Theologie
als Wissenschaft zu dienen.
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(2) Voraussetzung für die Zulassung zum
Doktoratsstudium ist entweder

1. die erfolgreiche Ablegung der zweiten Di-
plomprüfung der fachtheologischen Studien-
richtung oder

2. die erfolgreiche Ablegung der zweiten Di-
plomprüfung der kombinierten religionspäd-
agogischen Studienrichtung, die Kenntnis der
hebräischen Sprache gemäß § 5 Abs. 2 Z 1, die
erfolgreiche Teilnahme an vier Seminaren aus
verschiedenen fachtheologischen Fächern
nach Wahl des Kandidaten sowie die Erfül-
lung allfälliger, vom zuständigen Organ der
Universität zusätzlich auferlegter fachtheolo-
gischer Studien- und Prüfungsleistungen
oder

3. die erfolgreiche Ablegung der Kandidatenprü-
fung (examen pro candidatura) nach der vom
Evangelischen Oberkirchenrat am 15. Juni
1927 erlassenen und durch die Beschlüsse der
Generalsynoden A. B. und H. B. am 22. Jänner
1949 wieder in Kraft gesetzten Prüfungsord-
nung für evangelische Theologen A. B. und
H. B. in Österreich (Verlautbarung des
Evangelischen Oberkirchenrates A. und H. B.
für den Bundesstaat Österreich, Jg. VII-XII,
II. Gesetze und Verordnungen Nr. 4 S. 37 ff.,
sowie Amtsblatt für die Evangelische Kirche A.
und H. B. in Österreich, Nr. 44/1949, Punkt
11) oder

4. die erfolgreiche Ablegung der Abschlußprü-
fung eines gleichwertigen an einer ausländi-
schen Hochschule absolvierten theologischen
Studiums.

(3) Das Doktoratsstudium besteht aus einem
Studienabschnitt, dessen Dauer gemäß §14 Abs. 7
AHStG in der Studienordnung festzulegen ist.

(4) Das Thema der Dissertation ist einem
Diplomprüfungsfach zu entnehmen.

(5) Die Voraussetzungen für die Zulassung zum
Rigorosum sind die Absolvierung des Doktoratsstu-
diums und die Approbation der Dissertation.

(6) Die Prüfungsfächer des Rigorosums sind:
1. das Fach, dem das Thema der Dissertation

zuzuordnen ist;
2. ein biblisches Fach, sofern jedoch die Disserta-

tion einem biblischen Fach zugehört, ein
beliebiges Diplomprüfungsfach nach Wahl des
Kandidaten;

3. ein weiteres Diplomprüfungsfach nach Wahl
des Kandidaten.

(7) Das Rigorosum ist eine Gesamtprüfung, die
als kommissioneile Prüfung vor dem gesamten
Prüfungssenat in mündlicher Form abzulegen ist.

6. ABSCHNITT

Hochschullehrgang zur Fortbildung für Studierende
und Absolventen der fachtheologischen Studienrich-

tung

§ 20. (1) Für Studierende und Absolventen der
fachtheologischen Studienrichtung ist ein Hoch-
schullehrgang zur Fortbildung (§ 18 Abs. 4 AHStG)
in der Dauer von einem Semester einzurichten. Er
hat der spezialisierten Ausbildung in religionspäd-
agogischen und anderen Fächern des evangelisch-
theologischen Studiums zu dienen.

(2) Lehrveranstaltungen dieses Hochschullehr-
ganges können bereits ab dem dritten einrechenba-
ren Semester absolviert werden.

7. ABSCHNITT

Übergangsbestimmungen und Vollziehung

Übergangsbestimmungen

§ 21. (1) Ordentliche Hörer der Studienrichtung
evangelische Theologie, die ihr Diplomstudium vor
Inkrafttreten der auf Grund dieses Bundesgesetzes
neu zu erlassenden Studienvorschriften begonnen
haben, sind bis zum Ablauf des Studienjahres
1996/97 berechtigt, ihr Studium nach den vor
diesem Zeitpunkt geltenden Studienvorschriften
fortzusetzen oder zu beenden.

(2) Ordentliche Hörer gemäß Abs. 1 haben nach
Maßgabe des Lehrangebots das Recht, sich ab
Inkrafttreten der auf Grund dieses Bundesgesetzes
zu erlassenden neuen Studienvorschriften durch
schriftliche Erklärung diesen zu unterwerfen.

(3) In dem auf Grund dieses Bundesgesetzes zu
erlassenden Studienplan ist zu verordnen, welche
Prüfungen nach den bisher geltenden Studienvor-
schriften für das Studium nach den neuen
Studienvorschriften im Sinne des § 21 Abs. 5
AHStG anerkannt werden.

(4) Absolventen der evangelischen Theologie, die
vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes das examen
pro candidatura an der Evangelisch-theologischen
Fakultät der Universität Wien bestanden haben, sind
berechtigt, den akademischen Grad „Magister der
Theologie", lateinische Bezeichnung „Magister
theologiae", Absolventinnen der evangelischen
Theologie, die vor Inkrafttreten dieses Bundesgeset-
zes das examen pro candidatura an der Evangelisch-
theologischen Fakultät der Universität Wien bestan-
den haben, sind berechtigt, den akademischen Grad
„Magistra der Theologie", lateinische Bezeichnung
„Magistra theologiae", abgekürzt jeweils „Mag.
theol.", zu führen. Der Dekan der Evangelisch-
theologischen Fakultät der Universität Wien hat auf
Antrag eine Bescheinigung darüber auszustellen.

(5) Absolventinnen eines Studiums gemäß dem
Bundesgesetz über die Studienrichtung Evangeli-
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sche Theologie, BGBl. Nr. 57/1981, denen der
akademische Grad „Magister der Theologie" oder
„Doktor der Theologie" verliehen wurde, sind
berechtigt, anstelle dieser Formen die entsprechende
weibliche Form gemäß § 3 zu führen. Der Dekan
der Evangelisch-theologischen Fakultät der Univer-
sität Wien hat auf Antrag eine Bescheinigung
darüber auszustellen.

(6) Absolventinnen eines Studiums gemäß dem
Bundesgesetz über die Studienrichtung Evangeli-
sche Theologie, BGBl. Nr. 57/1981, die einen
akademischen Grad erst ab dem 1. Oktober 1993
erhalten, ist dieser in der weiblichen Form gemäß § 3
zu verleihen.

Inkrafttreten

§ 22. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1993 in Kraft.

(2) Die Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes dürfen bereits ab dem Tag erlassen werden,
der auf dessen Kundmachung folgt; sie dürfen
jedoch frühestens mit dem 1. Oktober 1993 in Kraft
gesetzt werden.

(3) Das Bundesgesetz über die Studienrichtung
Evangelische Theologie, BGBl. Nr. 57/1981, tritt
mit dem Inkrafttreten des Studienplanes, der auf
Grund dieses Bundesgesetzes zu erlassen ist, außer
Kraft.

Vollziehung

§ 23. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung betraut.

Klestil

Vranitzky

2 4 9 . Bundesgesetz, mit dem das Universitäts-
Organisationsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Universitäts-Organisationsgesetz, BGBl.
Nr. 258/1975, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 623/1991 wird wie folgt geändert:

1. Der § 5 Abs. 5 lit. c lautet:

,,c) im Widerspruch zu geltenden Gesetzen oder
Verordnungen steht, insbesondere auch we-
gen einer damit erfolgten Diskriminierung auf
Grund des Geschlechts;"

2. Der XVI a. Abschnitt lautet:

„XVI a. Abschnitt

Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen

§ 106 a. (1) Die Kollegialorgane der Universitä-
ten und der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung haben bei der Behandlung von Personal-
angelegenheiten darauf hinzuwirken, daß in allen
universitären Arbeitsbereichen ein ausgewogenes
Zahlenverhältnis zwischen den an der Universität
tätigen Männern und Frauen erreicht wird. Die
Erreichung dieses Zieles ist durch geeignete
Maßnahmen, insbesondere durch vom obersten
Kollegialorgan zu beschließende Frauen-Förder-
pläne, die für andere Universitätsorgane Empfeh-
lungscharakter haben, anzustreben.

(2) (Verfassungsbestimmung) Vorübergehende
Sondermaßnahmen der Universitätsorgane oder des
Bundesministers für Wissenschaft und Forschung
zur beschleunigten Herbeiführung der De-facto-
Gleichberechtigung von Mann und Frau im Sinne
des Art. 4 der UN-Konvention zur Beseitigung
jeder Form von Diskriminierung der Frau, BGBl.
Nr. 443/1982, gelten nicht als Ungleichbehandlung
im Sinne des Art. 7 Abs. 1 B-VG.

(3) An jeder Universität hat das oberste
Kollegialorgan einen Arbeitskreis einzurichten,
dessen Aufgabe es ist, Diskriminierungen auf Grund
des Geschlechts durch Kollegialorgane der Univer-
sität entgegenzuwirken (Arbeitskreis für Gleichbe-
handlungsfragen). Nach Maßgabe der vom obersten
Kollegialorgan festgesetzten Zahl ist von jedem
Fakultätskollegium aus dem Kreis aller Angehöri-
gen der betreffenden Fakultät die erforderliche
Anzahl von Mitgliedern in diesen Arbeitskreis zu
entsenden. An Universitäten ohne Fakultätsgliede-
rung bestellt das oberste Kollegialorgan selbst die
Mitglieder des Arbeitskreises. Dem Arbeitskreis für
Gleichbehandlungsfragen haben Vertreter der Uni-
versitätsprofessoren, der im § 63 Abs. 1 lit. b
genannten Personengruppe, der Studierenden und
der allgemeinen Universitätsbediensteten anzuge-
hören. § 19 Abs. 1 ist anzuwenden.

(4) Die Mitglieder des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen haben das Recht, jeweils
höchstens zu zweit an Sitzungen der Kollegialor-
gane, soweit dort Personalangelegenheiten behan-
delt werden, mit beratender Stimme teilzunehmen
und überdies Anträge zu stellen, Einsicht in die
entsprechenden Akten und Unterlagen zu nehmen,
Sondervoten zu Protokoll zu geben und bestimmte
Diskussionsbeiträge von Mitgliedern des Kollegial-
organs in das Protokoll aufnehmen zu lassen. Sie
haben die Universitätsangehörigen in Gleichbe-
handlungsfragen zu beraten und diesbezügliche
Beschwerden von Universitätsangehörigen entge-
genzunehmen.
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(5) Der/Die Vorsitzende des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen hat das Recht, an den
Sitzungen des obersten Kollegialorgans der betref-
fenden Universität mit Stimmrecht teilzunehmen,
soweit es sich um grundsätzliche Angelegenheiten
handelt, die den Aufgabenbereich des Arbeitskreises
für Gleichbehandlungsfragen betreffen. Soweit das
oberste Kollegialorgan konkrete Personalentschei-
dungen im Einzelfall zu treffen hat, gilt jedoch
Abs. 4.

(6) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen
ist zu jeder Sitzung eines Kollegialorgans, soweit
dort Personalangelegenheiten behandelt werden, zu
laden. Unterbleibt die Ladung, so hat das
Kollegialorgan in einer neuerlichen Sitzung unter
ordnungsgemäßer Beiziehung der Mitglieder des
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen die
Beratung und Beschlußfassung in der diesem
Beschluß zugrundeliegenden Personalangelegen-
heit neuerlich durchzuführen.

(7) Hat der Arbeitskreis für Gleichbehandlungs-
fragen Grund zur Annahme, daß ein Beschluß des
Kollegialorgans eine Diskriminierung von Personen
auf Grund ihres Geschlechts darstellt, so kann er
innerhalb von drei Wochen beim Vorsitzenden des
Kollegialorgans einen schriftlichen und begründe-
ten Einspruch gegen den Beschluß des Kollegialor-
gans erheben. Der Einspruch kann von einem
Mitglied des Arbeitskreises für Gleichbehandlungs-
fragen zunächst ohne Ausführung einer Begrün-
dung angemeldet werden; diesfalls ist eine Vollzie-
hung des betroffenen Beschlusses — insbesondere
die Erlassung von Bescheiden oder der Abschluß
von Verträgen auf Grund des beeinspruchten
Beschlusses — bis zum Ablauf der Einspruchsfrist,
wenn aber ein Einspruch erhoben wurde, bis zur
neuerlichen Beschlußfassung durch das Kollegialor-
gan nicht zulässig.

(8) Das Kollegialorgan hat im Falle der Abgabe
eines schriftlichen und begründeten Einspruchs des
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen in der
nächsten Sitzung unter Berücksichtigung dieses
Einspruchs die Beratung und Beschlußfassung in der
diesem Beschluß zugrundeliegenden Personalange-
legenheit neuerlich durchzuführen.

(9) Im Falle eines Beharrungsbeschlusses des
Kollegialorgans ist der Arbeitskreis berechtigt, den
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung um
Ausübung seines Aufsichtsrechts anzurufen. Die
Aufsichtsbeschwerde kann zunächst von einem
Mitglied des Arbeitskreises für Gleichbehandlungs-
fragen ohne Ausführung einer Begründung ange-
meldet werden; diesfalls ist die Einbringung der
Aufsichtsbeschwerde durch den Arbeitskreis für
Gleichbehandlungsfragen innerhalb von drei Wo-
chen ab Beschlußfassung durch das Kollegialorgan
nachzureichen. Ab Anmeldung oder Einbringung
der Aufsichtsbeschwerde ruht das Verfahren und ist
die Vollziehung des betroffenen Beschlusses —

insbesondere die Erlassung von Bescheiden oder der
Abschluß von Verträgen auf Grund dieses Beschlus-
ses — nicht zulässig. Das Verfahren ist erst wieder
aufzunehmen bzw. der betroffene Beschluß zu
vollziehen, wenn der Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung entweder keinen Anlaß findet,
den Beschluß aufzuheben, oder wenn der Bundes-
minister im Rahmen des Aufsichtsrechts den
Beschluß mit Bescheid aufgehoben hat.

(10) Die Mitglieder des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen dürfen in der Ausübung
ihrer Befugnisse nicht beschränkt und wegen dieser,
insbesondere hinsichtlich der dienstlichen Laufbahn,
nicht benachteiligt werden.

(11) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder des
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen sind in
Ausübung ihrer Tätigkeit selbständig und unabhän-gig"

Klestil

Vranitzky

250 . Bundesgesetz, mit dem das Akademie-
Organisationsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Akadernie-Organisationsgesetz, BGBl.
Nr. 25/1988, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 365/1990, wird wie folgt geändert:

1. Der §4 Abs. 5 Z 3 lautet:

„3. im Widerspruch zu geltenden Gesetzen oder
Verordnungen steht, insbesondere auch wegen
einer damit erfolgten Diskriminierung auf
Grund des Geschlechts;"

2. Der §25 a lautet:

„Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen

§ 25 a. (1) Das Akademiekollegium und der
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung
haben bei der Behandlung von Personalangelegen-
heiten darauf hinzuwirken, daß in allen Arbeitsbe-
reichen der Akademie ein ausgewogenes Zahlenver-
hältnis zwischen den an der Akademie tätigen
Männern und Frauen erreicht wird. Die Erreichung
dieses Zieles ist durch geeignete Maßnahmen,
insbesondere durch vom obersten Kollegialorgan zu
beschließende Frauen-Förderpläne, die für andere
Organe der Akademie Empfehlungscharakter ha-
ben, anzustreben.

(2) (Verfassungsbestimmung) Vorübergehende
Sondermaßnahmen des Akademiekollegiums oder
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des Bundesministers für Wissenschaft und For-
schung zur beschleunigten Herbeiführung der
De-facto-Gleichberechtigung von Mann und Frau
im Sinne des An. 4 der UN-Konvention zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau, BGBl. Nr. 443/1982, gelten nicht als Un-
gleichbehandlung im Sinne des Art. 7 Abs. 1 B-VG.

(3) An der Akademie der bildenden Künste in
Wien ist vom Akademiekollegium ein Arbeitskreis
einzurichten, dessen Aufgabe es ist, Diskriminierun-
gen auf Grund des Geschlechts durch das
Akademiekollegium entgegenzuwirken. Die Mit-
glieder des Arbeitskreises sind durch Beschluß des
Akademiekollegiums zu bestellen. Dem Arbeitskreis
für Gleichbehandlungsfragen haben Vertreter aus
der Gruppe der ordentlichen Hochschulprofesso-
ren, aus der Gruppe der sonstigen Lehrer mit
Ausnahme der emeritierten Professoren und der
Gastprofessoren, aus der in § 9 genannten Gruppe
und der Gruppe der Studierenden anzugehören. Die
Funktionsperiode dauert zwei Jahre bzw. entspricht
der der Hochschülerschaftsorgane.

(4) Die Mitglieder des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen haben das Recht, jeweils
höchstens zu zweit an Sitzungen des Akademiekol-
legiums, soweit dort Personalangelegenheiten be-
handelt werden, mit beratender Stimme teilzuneh-
men und überdies Anträge zu stellen, Einsicht in die
entsprechenden Akten und Unterlagen zu nehmen,
Sondervoten zu Protokoll zu geben und bestimmte
Diskussionsbeiträge von Mitgliedern des Akademie-
kollegiums in das Protokoll aufnehmen zu lassen.
Sie haben die Angehörigen der Akademie in
Gleichbehandlungsfragen zu beraten und diesbe-
zügliche Beschwerden von Akademieangehörigen
entgegenzunehmen.

(5) Der/Die Vorsitzende des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen hat das Recht, an den
Sitzungen des Akademiekollegiums mit Stimmrecht
teilzunehmen, soweit es sich um grundsätzliche
Angelegenheiten handelt, die den Aufgabenbereich
des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen
betreffen. Soweit das Akademiekollegium konkrete
Personalentscheidungen im Einzelfall zu treffen
hat, gilt jedoch Abs. 4.

(6) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen
ist zu jeder Sitzung des Akademiekollegiums, soweit
dort Personalangelegenheiten behandelt werden, zu
laden. Unterbleibt die Ladung, so hat das
Akademiekollegium in einer neuerlichen Sitzung
unter ordnungsgemäßer Beiziehung der Mitglieder
des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen die
Beratung und Beschlußfassung in der diesem
Beschluß zugrundeliegenden Personalangelegen-
heit neuerlich durchzuführen.

(7) Hat der Arbeitskreis für Gleichbehandlungs-
fragen Grund zur Annahme, daß ein Beschluß des
Akademiekollegiums eine Diskriminierung von

Personen auf Grund ihres Geschlechts darstellt, so
kann er innerhalb von drei Wochen beim Rektor
einen schriftlichen und begründeten Einspruch
gegen den Beschluß des Akademiekollegiums
erheben. Der Einspruch kann von einem Mitglied
des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen
zunächst ohne Ausführung einer Begründung
angemeldet werden; diesfalls ist eine Vollziehung
des betroffenen Beschlusses — insbesondere die
Erlassung von Bescheiden oder der Abschluß von
Verträgen auf Grund des beeinspruchten Beschlus-
ses — bis zum Ablauf der Einspruchsfrist, wenn aber
ein Einspruch erhoben wurde, bis zur neuerlichen
Beschlußfassung durch das Akademiekollegium
nicht zulässig.

(8) Das Akademiekollegium hat im Falle der
Abgabe eines schriftlichen und begründeten Ein-
spruchs des Arbeitskreises für Gleichbehandlungs-
fragen in der nächsten Sitzung unter Berücksichti-
gung dieses Einspruchs die Beratung und Beschluß-
fassung in der diesem Beschluß zugrundeliegenden
Personalangelegenheit neuerlich durchzuführen.

(9) Im Falle eines Beharrungsbeschlusses des
Akademiekollegiums ist der Arbeitskreis berechtigt,
den Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung um Ausübung seines Aufsichtsrechts anzu-
rufen. Die Aufsichtsbeschwerde kann zunächst von
einem Mitglied des Arbeitskreises für Gleichbe-
handlungsfragen ohne Ausführung einer Begrün-
dung angemeldet werden; diesfalls ist die Einbrin-
gung der Aufsichtsbeschwerde durch den Arbeits-
kreis für Gleichbehandlungsfragen innerhalb von
drei Wochen ab Beschlußfassung durch das
Akademiekollegium nachzureichen. Ab Anmeldung
oder Einbringung der Aufsichtsbeschwerde ruht das
Verfahren und ist die Vollziehung des betroffenen
Beschlusses — insbesondere die Erlassung von
Bescheiden oder der Abschluß von Verträgen auf
Grund dieses Beschlusses — nicht zulässig. Das
Verfahren ist erst wieder aufzunehmen bzw. der
betroffene Beschluß zu vollziehen, wenn der
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung
entweder keinen Anlaß findet, den Beschluß
aufzuheben, oder wenn der Bundesminister für
Wissenschaft und Forschung im Rahmen des
Aufsichtsrechts den Beschluß mit Bescheid aufgeho-
ben hat.

(10) Die Mitglieder des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen dürfen in der Ausübung
ihrer Befugnisse nicht beschränkt und wegen dieser,
insbesondere hinsichtlich der dienstlichen Laufbahn,
nicht benachteiligt werden.

(11) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder des
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen sind in
Ausübung ihrer Tätigkeit selbständig und unabhän-
gig"

Klestil

Vranitzky
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2 5 1 . Bundesgesetz, mit dem das Kunsthoch-
schul-Organisationsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Kunsthochschul-Organisationsgesetz, BGBl.
Nr. 54/1970, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 336/1990, wird wie folgt geändert:

1. Der erste Satz im § 5 Abs. 4 lautet:

„Der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung hat die Vollziehung von Beschlüssen der
akademischen Behörden, die nach den Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes seiner Genehmigung
nicht bedürfen, in Ausübung des Aufsichtsrechts
einzustellen, wenn sie mit bestehenden Rechtsvor-
schriften im Widerspruch stehen, insbesondere auch
wegen einer damit erfolgten Diskriminierung auf
Grund des Geschlechts."

2. Der § 14 b lautet:

„Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen

§ 14 b. (1) Die Kollegialorgane der Hochschulen
und der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung haben bei der Behandlung von Personal-
angelegenheiten darauf hinzuwirken, daß in allen
Arbeitsbereichen ein ausgewogenes Zahlenverhält-
nis zwischen den an der Hochschule tätigen
Männern und Frauen erreicht wird. Die Erreichung
dieses Zieles ist durch geeignete Maßnahmen,
insbesondere durch vom obersten Kollegialorgan zu
beschließende Frauen-Förderpläne, die für andere
Organe der Hochschulen Empfehlungscharakter
haben, anzustreben.

(2) (Verfassungsbestimmung) Vorübergehende
Sondermaßnahmen der Organe der Hochschulen
oder des Bundesministers für Wissenschaft und
Forschung zur beschleunigten Herbeiführung der
De-facto-Gleichberechtigung von Mann und Frau
im Sinne des Art. 4 der UN-Konvention zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau, BGBl. Nr. 443/1982, gelten nicht als Un-
gleichbehandlung im Sinne des Art. 7 Abs. 1 B-VG.

(3) An jeder Hochschule hat das oberste
Kollegialorgan einen Arbeitskreis einzurichten,
dessen Aufgabe es ist, Diskriminierungen auf Grund
des Geschlechts durch Kollegialorgane der Hoch-
schule entgegenzuwirken (Arbeitskreis für Gleich-
behandlungsfragen). Nach Maßgabe der vom
obersten Kollegialorgan festgesetzten Zahl ist von
jedem Abteilungskollegium aus dem Kreis aller
Angehörigen der betreffenden Abteilung die erfor-
derliche Anzahl von Mitgliedern in diesen Arbeits-
kreis zu entsenden. Dem Arbeitskreis für Gleichbe-
handlungsfragen haben Vertreter aus der Gruppe
der ordentlichen Hochschulprofessoren, aus der
Gruppe der sonstigen Lehrer mit Ausnahme der
emeritierten Professoren und der Gastprofessoren,

aus der in §§ 13 und 14 genannten Gruppe und der
Gruppe der Studierenden anzugehören. Die Funk-
tionsperiode dauert zwei Jahre bzw. entspricht der
der Hochschülerschaftsorgane.

(4) Die Mitglieder des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen haben das Recht, jeweils
höchstens zu zweit an Sitzungen der Kollegialor-
gane, soweit dort Personalangelegenheiten behan-
delt werden, mit beratender Stimme teilzunehmen
und überdies Anträge zu stellen, Einsicht in die
entsprechenden Akten und Unterlagen zu nehmen,
Sondervoten zu Protokoll zu geben und bestimmte
Diskussionsbeiträge von Mitgliedern des Kollegial-
organs in das Protokoll aufnehmen zu lassen. Sie
haben die Hochschulangehörigen in Gleichbehand-
lungsfragen zu beraten und diesbezügliche Be-
schwerden von Hochschulangehörigen entgegenzu-
nehmen.

(5) Der/Die Vorsitzende des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen hat das Recht, an den
Sitzungen des obersten Kollegialorgans der betref-
fenden Hochschule mit Stimmrecht teilzunehmen,
soweit es sich um grundsätzliche Angelegenheiten
handelt, die den Aufgabenbereich des Arbeitskreises
für Gleichbehandlungsfragen betreffen. Soweit das
oberste Kollegialorgan konkrete Personalentschei-
dungen im Einzelfall zu treffen hat, gilt jedoch
Abs. 4.

(6) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen
ist zu jeder Sitzung eines Kollegialorgans, soweit
dort Personalangelegenheiten behandelt werden, zu
laden. Unterbleibt die Ladung, so hat das
Kollegialorgan in einer neuerlichen Sitzung unter
ordnungsgemäßer Beiziehung der Mitglieder des
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen die
Beratung und Beschlußfassung in der diesem
Beschluß zugrundeliegenden Personalangelegen-
heit neuerlich durchzuführen.

(7) Hat der Arbeitskreis für Gleichbehandlungs-
fragen Grund zur Annahme, daß ein Beschluß des
Kollegialorgans eine Diskriminierung von Personen
auf Grund ihres Geschlechts darstellt, so kann er
innerhalb von drei Wochen beim Vorsitzenden des
Kollegialorgans einen schriftlichen und begründe-
ten Einspruch gegen den Beschluß des Kollegialor-
gans erheben. Der Einspruch kann von einem
Mitglied des Arbeitskreises für Gleichbehandlungs-
fragen zunächst ohne Ausführung einer Begrün-
dung angemeldet werden; diesfalls ist eine Vollzie-
hung des betroffenen Beschlusses — insbesondere
die Erlassung von Bescheiden oder der Abschluß
von Verträgen auf Grund des beeinspruchten
Beschlusses — bis zum Ablauf der Einspruchsfrist,
wenn aber ein Einspruch erhoben wurde, bis zur
neuerlichen Beschlußfassung durch das Kollegialor-
gan nicht zulässig.
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(8) Das Kollegialorgan hat im Falle der Abgabe
eines schriftlichen und begründeten Einspruchs des
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen in der
nächsten Sitzung unter Berücksichtigung dieses
Einspruchs die Beratung und Beschlußfassung in der
diesem Beschluß zugrundeliegenden Personalange-
legenheit neuerlich durchzuführen.

(9) Im Falle eines Beharrungsbeschlusses des
Kollegialorgans ist der Arbeitskreis berechtigt, den
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung um
Ausübung seines Aufsichtsrechts anzurufen. Die
Aufsichtsbeschwerde kann zunächst von einem
Mitglied des Arbeitskreises für Gleichbehandlungs-
fragen ohne Ausführung einer Begründung ange-
meldet werden; diesfalls ist die Einbringung der
Aufsichtsbeschwerde durch den Arbeitskreis für
Gleichbehandlungsfragen innerhalb von drei Wo-
chen ab Beschlußfassung durch das Kollegialorgan
nachzureichen. Ab Anmeldung oder Einbringung
der Aufsichtsbeschwerde ruht das Verfahren und ist
die Vollziehung des betroffenen Beschlusses —
insbesondere die Erlassung von Bescheiden oder der
Abschluß von Verträgen auf Grund dieses Beschlus-
ses — nicht zulässig. Das Verfahren ist erst wieder
aufzunehmen bzw. der betroffene Beschluß zu
vollziehen, wenn der Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung entweder keinen Anlaß findet,
den Beschluß aufzuheben, oder wenn der Bundes-
minister für Wissenschaft und Forschung im
Rahmen des Aufsichtsrechts den Beschluß mit
Bescheid aufgehoben hat.

(10) Die Mitglieder des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen dürfen in der Ausübung
ihrer Befugnisse nicht beschränkt und wegen dieser,
insbesondere hinsichtlich der dienstlichen Laufbahn,
nicht benachteiligt werden.

(11) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder des
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen sind in
Ausübung ihrer Tätigkeit selbständig und unabhän-gig"

Klestil

Vranitzky

252. Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz
zur Errichtung einer Museumsquartier-Errich-
tungs- und Betriebsgesellschaft, BGBl.

Nr. 372/1990, geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz zur Errichtung einer Muse-
umsquartier-Errichtungs- und Betriebsgesellschaft,
BGBl. Nr. 372/1990, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung hat im Interesse einer wirtschaftlichen
und zügigen Abwicklung im Einvernehmen mit den
Bundesministern für Finanzen und für wirtschaftli-
che Angelegenheiten der Gesellschaft die Planung,
den Bau, die Erhaltung, die Liegen-
schaftsverwaltung und die Betriebsführung sowie
die in diesem Zusammenhang erforderlichen
Verfügungen zwecks Gestaltung von Teilen oder
des ganzen Areals als Museumsquartier zu übertra-
gen."

2. Dem § 2 Abs. 1 wird folgender Absatz 2
angefügt:

„(2) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, der Gesellschaft an der Liegenschaft
EZ 320, KG Neubau bestehend aus den Grundstük-
ken Nr. 266, Nr. 267, Nr. 268, Nr. 1863/10,
Nr. 1863/1.1, Nr. 1863/12 ein unentgeltliches
Fruchtgenußrecht auf unbestimmte Zeit einzuräu-
men."

3. § 5 lautet:

„§ 5. Die Gesellschaft kann sich von der
Finanzprokuratur unbeschadet der Rechte und
Pflichten der Gesellschaftsorgane rechtlich beraten
und vertreten lassen."

4. § 6 lautet:

„§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich

1. des § 2 Abs. 2 der Bundesminister für Finan-
zen,

2. im übrigen der Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung im Einvernehmen mit
den Bundesministern für wirtschaftliche Ange-
legenheiten und für Finanzen

betraut."

Klestil

Vranitzky


